
URTEIL VOM 13. 9.1995 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-244/93 UND T-486/93 

URTEIL DES GERICHTS (Dritte erweiterte Kammer) 

13. September 1995 * 

In den verbundenen Rechtssachen T-244/93 und T-486/93 

TWD Textilwerke Deggendorf GmbH, Gesellschaft deutschen Rechts, mit Sitz in 
Deggendorf (Deutschland), Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Walter Forst­
ner, Lutz Radtke und Karl-Heinz Schupp, Deggendorf, Beistand: Professor 
Michael Schweitzer, Universität Passau, Zustellungsbevollmächtigter: Herr Stein, 
Bayerische Landesbank International SA, 7-9, boulevard Royal, Luxemburg, 

Klägerin, 

unterstützt durch 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch Ministerialrat Ernst Röder und 
Regierungsrat Bernd Kloke, beide Bundesministerium für Wirtschaft, als Bevoll­
mächtigte, 

Streithelferin, 

gegen 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Hauptrechtsbe­
rater Antonino Abate, Bernhard Jansen und Bernard Langeheine, Juristischer 
Dienst, und durch den zur Kommission abgeordneten nationalen Beamten Claus-
Michael Happe als Bevollmächtigte, Beistand: Professor Meinhard Hilf, Univer­
sität Hamburg, Zustellungsbevollmächtigter: Carlos Gómez de la Cruz, Juristi­
scher Dienst, Centre Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Beklagte, 

wegen Nichtigerklärung von Artikel 2 der Entscheidung 91/391/EWG der Kom­
mission vom 26. März 1991 betreffend Beihilfen der deutschen Regierung an das 
Unternehmen Deggendorf GmbH, einem Hersteller von Polyamid- und Polyester­
garnen in Deggendorf/Niederbayern (ABl. L 215, S. 16), und von Artikel 2 der 
Entscheidung 92/330/EWG der Kommission vom 18. Dezember 1991 über eine 
Beihilfe Deutschlands zugunsten der Textilwerke Deggendorf (ABl. 1992, L 183, 
S. 36) 

erläßt 

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ 
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN (Dritte erweiterte Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten J. Biancarelli, der Richter R. Schintgen, 
C. P. Briet, R. Garcia-Valdecasas und C. W. Bellamy, 

Kanzler: H. Jung 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 10. 
Januar 1995, 

folgendes 
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Urteil 

Sachverhalt und Verfahren 

1 Die Klägerin, die TWD Textilwerke Deggendorf GmbH, ein im Synthesefasersek­
tor tätiges Unternehmen, erhielt im Zeitraum 1981-1983 staatliche Beihilfen in 
Form einer Investitionszulage von 6,12 Millionen DM der deutschen Bundesregie­
rung und eines zinsvergünstigten Darlehens von 11 Millionen DM des Landes 
Bayern (nachstehend: Beihilfen TWD I), die bei der Kommission zunächst nicht 
angemeldet wurden. Im März und im Juli 1985 wurden sie auf wiederholte Anfra­
gen der Kommission von den deutschen Behörden nachträglich angemeldet. Die 
Kommission erließ dann am 21. Mai 1986 die Entscheidung 86/509/EWG über 
Beihilfen der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Bayern zugunsten eines 
Herstellers von Polyamid- und Polyestergarnen in Deggendorf (ABl. L 300, S. 34; 
nachstehend: Entscheidung TWD I). Darin wird festgestellt, daß die fraglichen 
Beihilfen zum einen wegen der Artikel 93 Absatz 3 EWG-Vertrag zuwiderlaufen­
den Nichtanmeldung bei der Kommission rechtswidrig und zum anderen mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar seien, da sie keine der Voraussetzungen des Arti­
kels 92 Absätze 2 und 3 EWG-Vertrag erfüllten, insbesondere weil sie im Wider­
spruch zum Beihilfekodex für Synthesefasern und -garn (nachstehend: Beihilfeko­
dex) stünden. In der Entscheidung wurde die Rückforderung der fraglichen 
Beihilfen angeordnet. Da kein Rechtsbehelf eingelegt wurde, wurde die Entschei­
dung TWD I bestandskräftig. 

2 Am 19. März 1987 nahm das deutsche Bundesministerium für Wirtschaft die 
Bescheinigungen über die Investitionszulage von 6,12 Millionen DM der deutschen 
Bundesregierung zurück, um sie entsprechend der Entscheidung TWD I zurück­
zufordern. Die Klägerin ging dagegen auf dem nationalen Verwaltungsrechtsweg 
vor, indem sie beim Verwaltungsgericht Köln klagte und dann gegen dessen Urteil 
Berufung zum Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen einlegte. 

II - 2270 



TWD / KOMMISSION 

3 Am 31. Oktober 1989 meldete die Bundesrepublik Deutschland bei der Kommis­
sion ein zweites Beihilfevorhaben zugunsten der Klägerin an, das einen weiteren 
Zuschuß von 4,52 Millionen DM und die Gewährung zweier zinsgünstiger Darle­
hen von 6 und 14 Millionen DM umfaßte (nachstehend: Beihilfen TWD II). Am 
26. März 1991 erließ die Kommission ihre an Deutschland gerichtete Entscheidung 
91/391/EWG betreffend Beihilfen der deutschen Regierung an das Unternehmen 
Deggendorf GmbH, einen Hersteller von Polyamid- und Polyestergarnen in 
Deggendorf/Niederbayern (ABl. L 215, S. 16; nachstehend: Entscheidung 
TWD II). Die Artikel 1 und 2 der Entscheidung TWD II haben folgenden 
Wortlaut: 

,,Artikel 1 

Die Beihilfen in Form eines Zuschusses in Höhe von 4,52 Millionen DM und 
zweier zinsgünstiger Darlehen in Höhe von 6 und 14 Millionen DM mit einer 
Laufzeit von zwölf bzw. acht Jahren und einem Zinssatz von 5 % bei einer til­
gungsfreien Zeit von zwei Jahren zur Förderung von Investitionen des Unterneh­
mens Deggendorf GmbH, die der Kommission mit Schreiben vom 31. Oktober 
1989 von den deutschen Behörden gemeldet worden sind, sind mit dem Gemeinsa­
men Markt im Sinne von Artikel 92 EWG-Vertrag vereinbar. 

Artikel 2 

Die deutschen Behörden setzen die Auszahlung der in Artikel 1 dieser Entschei­
dung bezeichneten Beihilfen an das Unternehmen Deggendorf so lange aus, bis die 
Rückzahlung der in Artikel 1 der ... [Entscheidung TWD I] bezeichneten, mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfen tatsächlich erfolgt ist.“ 

4 Die Bundesrepublik Deutschland griff die Entscheidung TWD II nicht an; wohl 
aber hat die Klägerin mit Klageschrift, die am 19. Juni 1991 bei der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingegangen ist, die unter der Nummer C-161/91 eingetragene 
Klage erhoben, mit der sie die Nichtigerklärung des Artikels 2 dieser Entscheidung 
beantragt. 
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5 In der Zwischenzeit hatten die deutschen Behörden der Kommission am 
25. Februar 1991 ein drittes Beihilfevorhaben — in Form zweier zinsvergünstigter 
Darlehen —zugunsten der Klägerin (nachstehend: Beihilfen TWD III) gemeldet. 
Diese Beihilfen bezogen sich auf Investitionen in dem auf die Herstellung von Tex-
tilvorhängen spezialisierten Unternehmen Pietsch, das die Klägerin erworben 
hatte. Am 18. Dezember 1991 erließ die Kommission die Entscheidung 
92/330/EWG über eine Beihilfe Deutschlands zugunsten der Textilwerke Deggen­
dorf (ABl. 1992, L 183, S. 36; nachstehend: Entscheidung TWD III), deren verfü­
gender Teil ähnlich lautet wie der der Entscheidung TWD II. Die Entscheidung 
TWD III lautet in ihrem verfügenden Teil wie folgt: 

„Artikel 1 

Die Beihilfen in Form zweier zinsverbilligter Darlehen in Höhe von 2,8 und 3 Mil­
lionen DM mit einer Laufzeit von 15 bzw. 8 Jahren und einem Zinssatz von 4,5 % 
bei einer tilgungsfreien Zeit von drei Jahren, die für das Unternehmen Textilwerke 
Deggendorf GmbH bestimmt und der Kommission mit Schreiben vom 25. 
Februar 1991 von den deutschen Behörden gemeldet worden sind, sind mit dem 
Gemeinsamen Markt im Sinne von Artikel 92 EWG-Vertrag vereinbar. 

Artikel 2 

Die deutschen Behörden setzen die Auszahlung der in Artikel 1 dieser Entschei­
dung genannten Beihilfen an das Unternehmen Deggendorf aus, bis dieses Unter­
nehmen die in Artikel 1 der Entscheidung 86/509/EWG genannten, mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfen zurückgezahlt hat. 

II - 2272 



TWD / KOMMISSION 

Anikei 3 

Die deutsche Regierung teilt der Kommission binnen zwei Monaten vom Tag der 
Bekanntgabe dieser Entscheidung an mit, welche Maßnahmen sie zu ihrer Durch­
führung getroffen hat. 

6 Die Bundesrepublik Deutschland hat mit Klageschrift, die am 6. April 1992 bei der 
Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, eine unter der Nummer C-110/92 ein­
getragene Klage erhoben, mit der sie die Nichtigerklärung der Artikel 2 und 3 der 
Entscheidung TWD III beantragt. 

7 Die Klägerin hat mit Klageschrift, die am 18. Mai 1992 bei der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingegangen ist, eine unter der Nummer C-220/92 eingetragene 
Klage erhoben, mit der sie die Nichtigerklärung des Artikels 2 der Entscheidung 
TWD III beantragt. 

s Mit Beschluß vom 12. März 1993 sind die Rechtssachen C-161/91 (betreffend die 
Entscheidung TWD II) und C-l 10/92 und C-220/92 (betreffend die Entscheidung 
TWD III) zu gemeinsamem mündlichem Verfahren und zu gemeinsamer Entschei­
dung verbunden worden. 

9 In Anwendung des Beschlusses 93/350/Euratom, EGKS, EWG des Rates vom 8. 
Juni 1993 zur Änderung des Beschlusses 88/591/EGKS, EWG, Euratom zur 
Errichtung eines Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften (ABl. 
L 144, S. 21) hat der Gerichtshof mit Beschluß vom 15. September 1993 die Ver­
bindung der Rechtssache C-l 10/92 (Deutschland/Kommission) mit den Rechtssa­
chen C-161/91 und C-220/92 (TWD/Kommission) aufgehoben und mit Beschluß 
vom 27. September 1993 die verbundenen Rechtssachen C-161/91 und 
C-220/92 an das Gericht verwiesen. Diese zuletzt genannten Rechtssachen sind als 
Rechtssachen T-244/93 und T-486/93 in das Register der Kanzlei des Gerichts ein­
getragen worden. 
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10 Mit Beschluß vom 13. Dezember 1993 hat der Gerichtshof gemäß Artikel 
47 Absatz 3 der EG-Satzung des Gerichtshofes das Verfahren in der Rechtssache 
C-110/92 bis zum Erlaß der Entscheidung des Gerichts in den verbundenen 
Rechtssachen T-244/93 und T-486/93 ausgesetzt. 

1 1 In der Zwischenzeit hat das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen im Rahmen des nationalen Verfahrens betreffend die Beihilfen TWD I 
(s. o. Randnr. 2) mit Beschluß, der am 12. Mai 1992 beim Gerichtshof eingegangen 
ist, dem Gerichtshof eine Vorabentscheidungsfrage vorgelegt, die im wesentlichen 
dahin geht, ob die Klägerin in einem Verfahren vor den nationalen Gerichten Inzi­
dent die Rechtswidrigkeit der Entscheidung TWD I geltend machen kann, obwohl 
sie die Frist des Artikels 173 EWG-Vertrag verstreichen ließ, und hilfsweise, ob 
diese Entscheidung rechtmäßig ist. In seinem Urteil vom 9. März 1994 in dieser 
Rechtssache C-188/92 (TWD Textilwerke Deggendorf, Slg. 1994, I-833) hat der 
Gerichtshof für Recht erkannt: „Das nationale Gericht ist an eine Entscheidung 
der Kommission nach Artikel 93 Absatz 2 EWG-Vertrag gebunden, wenn es im 
Hinblick auf die Durchsetzung dieser Entscheidung durch die nationalen Behör­
den vom Beihilfeempfänger und Adressaten der Durchsetzungsmaßnahmen mit 
der Begründung angerufen wird, die Entscheidung der Kommission sei rechts­
widrig, und wenn der Beihilfeempfänger, obwohl er vom Mitgliedstaat über die 
Entscheidung der Kommission schriftlich in Kenntnis gesetzt worden ist, eine 
Klage nach Artikel 173 Absatz 2 EWG-Vertrag nicht oder nicht rechtzeitig erho­
ben hat." 

1 2 Mit Beschluß vom 22. März 1994, den das Gericht gemäß Artikel 42 Absatz 2 der 
EG-Satzung des Gerichtshofes erlassen hat, ist die Bundesrepublik Deutschland in 
der Rechtssache T-486/93 als Streithelferin zur Unterstützung der Anträge der 
Klägerin zugelassen worden. 

1 3 Auf Bericht des Berichterstatters hat das Gericht (Dritte erweiterte Kammer) 
beschlossen, die mündliche Verhandlung in den verbundenen Rechtssachen 
T-244/93 und T-486/93 ohne vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. Im Rahmen 
prozeßleitender Maßnahmen hat das Gericht der Kommission jedoch verschiedene 
schriftliche Fragen gestellt, um zu klären, wie diese die Höhe der fraglichen Beihil­
fen berechnet hat. Die Kommission hat darauf mit Schreiben vom 14. Dezember 
1994 geantwortet. 
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14 Die Parteien haben am 10. Januar 1995 mündlich verhandelt und mündliche Fra­
gen des Gerichts beantwortet. 

Anträge der Parteien 

15 Die Klägerin beantragt in der Rechtssache T-244/93, 

— die Entscheidung der Kommission vom 26. März 1991 betreifend Beihilfen der 
deutschen Regierung an das Unternehmen Deggendorf GmbH, einen Herstel­
ler von Polyamid- und Polyestergarnen in Deggendorf/Niederbayern, insoweit 
aufzuheben, als in Artikel 2 der Kommissionsentscheidung vom 26. März 
1991 die deutschen Behörden verpflichtet wurden, die Auszahlung der in Arti­
kel 1 der Entscheidung bezeichneten Beihilfen an die Klägerin so lange auszu­
setzen, bis die Rückzahlung der in Artikel 1 der Entscheidung 86/509/EWG 
der Kommission vom 21. Mai 1986 bezeichneten, als mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar angesehenen Beihilfen tatsächlich erfolgt ist; 

— die Entscheidung der Beklagten vom 26. März 1991 ersatzlos aufzuheben; 

— der Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen. 

16 Die Klägerin beantragt in der Rechtssache T-486/93, 

— Artikel 2 der Entscheidung der Kommission vom 18. Dezember 1991 für nich­
tig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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17 Die Streithelferin beantragt in der Rechtssache T-486/93, 

— Artikel 2 der Entscheidung der Kommission vom 18. Dezember 1991 für nich­
tig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

18 Die Beklagte beantragt in beiden Rechtssachen, 

— die Klage abzuweisen; 

— der Klägerin die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Gründe 

19 Die Klägerin trägt in ihrer Klageschrift in der Rechtssache T-244/93 im wesentli­
chen drei Klagegründe vor. Der erste Klagegrund ist auf die Unzuständigkeit der 
Kommission für den Erlaß des Artikels 2 der Entscheidung TWD II gestützt. Mit 
ihrem zweiten Klagegrund macht die Klägerin geltend, Artikel 2 der Entscheidung 
TWD II verwehre ihr die Berufung auf den Grundsatz des Vertrauensschutzes und 
stelle daher einen ungerechtfertigten Eingriff in die nationale Rechtsordnung dar. 
Mit ihrem dritten Klagegrund macht sie geltend, sie habe aufgrund der Beihilfen 
TWD I keinen Wettbewerbsvorteil, weil die Mittel verbraucht und die Darlehen 
zurückgezahlt worden seien. 
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20 In ihrer Erwiderung in der Rechtssache T-244/93 trägt die Klägerin im wesentli­
chen zwei zusätzliche Klagegründe vor. Erstens genüge zumindest ein Teil der Bei­
hilfen TWD I den materiellen Voraussetzungen, um für rechtmäßig erklärt zu wer­
den. Zweitens liege ein Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
darin, daß die Kommission die Auszahlung der Beihilfen TWD II abzüglich des 
Betrages der Beihilfen TWD I nicht genehmigt habe. 

21 In ihrer Klageschrift in der Rechtssache T-486/93 trägt die Klägerin im wesentli­
chen sechs Klagegründe vor. Der erste Klagegrund ist auf die Unzuständigkeit der 
Kommission für den Erlaß des Artikels 2 der Entscheidung TWD III gestützt. Als 
zweiter Klagegrund wird ein Ermessensmißbrauch geltend gemacht, der darin 
liege, daß die Kommission durch Erlaß des Artikels 2 der Entscheidung TWD III 
versucht habe, auf die Klägerin Druck auszuüben, um sie davon abzuhalten, von 
den ihr nach nationalem Recht zustehenden Rechten Gebrauch zu machen, und 
sich die Befugnisse eines Mitgliedstaats zu eigen gemacht habe. Mit ihrem dritten 
Klagegrund macht die Klägerin geltend, sie habe aufgrund der Beihilfen TWD I 
keinen Wettbewerbsvorteil, weil zum einen die Voraussetzungen der Entscheidung 
TWD I eingehalten worden seien und sie zum anderen im Hinblick auf den Aus­
gang des nationalen Verfahrens eine Rücklage gebildet habe. Der vierte Klagegrund 
wird auf einen Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gestützt, der 
insbesondere darin liege, daß die Kommission die Auszahlung des Unterschiedsbe­
trags zwischen der Summe der Beihilfen TWD II und TWD III einerseits und dem 
Betrag der Beihilfen TWD I andererseits nicht genehmigt habe. Als fünfter Klage­
grund wird angeführt, daß zumindest ein Teil der Beihilfen TWD I die materiellen 
Voraussetzungen erfüllt habe, um für rechtmäßig erklärt zu werden. Als sechsten 
Klagegrund macht die Klägerin schließlich geltend, die Rückforderung der Beihil­
fen TWD I sei nach deutschem Recht, das allein auf die Rückforderung Anwen­
dung finde, ausgeschlossen. 

22 Die den beiden Rechtssachen gemeinsamen Klagegründe sind gemeinsam zu 
behandeln. Ferner sind bestimmte Klagegründe, soweit sie sich überschneiden, 
umzugliedern. Es ist daher angebracht, die Klagegründe nach folgender Einteilung 
zu prüfen: 

— erstens die Klagegründe, mit denen die Unzuständigkeit der Kommission und 
ein Verstoß gegen die für die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten geltenden Grundsätze gerügt werden; 

II - 2277 



URTEIL VOM 13. 9.1995 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-244/93 UND T-486/93 

— zweitens die Klagegründe, die auf das Fehlen eines Wettbewerbsvorteils auf­
grund der Beihilfen TWD I gestützt sind; 

— drittens die Klagegründe, mit denen ein Verstoß gegen den Grundsatz der Ver­
hältnismäßigkeit gerügt wird; 

— viertens die Klagegründe, die auf die Rechtmäßigkeit der Beihilfen TWD I 
gestützt werden. 

Zu den Klagegründen, mit denen die Unzuständigkeit der Kommission und ein 
Verstoß gegen die für die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemein­
schaft und den Mitgliedstaaten geltenden Grundsätze gerügt werden 

Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

23 Die Klägerin macht geltend, für die durch Artikel 2 der streitigen Entscheidungen 
angeordnete Aussetzung der Zahlung der Beihilfen TWD II und TWD III existiere 
keine Rechtsgrundlage. Darüber hinaus behauptet sie im wesentlichen einen Ver­
stoß der Kommission gegen die für die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen 
der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten geltenden Grundsätze, der darin liege, 
daß Artikel 2 dieser Entscheidungen einen „ungerechtfertigten Eingriff" in die 
nationale Rechtsordnung darstelle. 

24 Die Kommission habe bei Entscheidungen im Rahmen des Artikels 92 Absatz 3 
Buchstabe c des Vertrages zwar ein weites Ermessen, doch sei dieses in den durch 
das Gemeinschaftsrecht vorgeschriebenen Formen auszuüben. Wenn die Kommis­
sion beabsichtigt habe, die Bundesrepublik Deutschland mit Zwangsmitteln zur 
Rückforderung der Beihilfen TWD I zu veranlassen, so hätte sie das Verfahren 
nach Artikel 169 EWG-Vertrag oder nach Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 2 des 
Vertrages wählen müssen, und nicht das im Vertrag nicht vorgesehene Verfahren 
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der bedingten Genehmigung (vgl. Urteil des Gerichtshofes vom 4. Februar 1992 in 
der Rechtssache C-294/90, British Aerospace und Rover/Kommission, Slg. 1992, 
I-493, Randnrn. 11 ff.). Zudem betreffe die nach Artikel 93 Absatz 2 des Vertrages 
eröffnete Möglichkeit zur „Umgestaltung" nur mit dem Gemeinsamen Markt 
unvereinbare Beihilfen, was hier nach den Entscheidungen selbst nicht der Fall sei. 

25 Außerdem sei die Rückforderung rechtswidriger Beihilfen Sache der Mitgliedstaa­
ten, und die Klägerin sei berechtigt, die Rückforderung der Beihilfen TWD I vor 
den nationalen Gerichten anzufechten und sich hierzu auf den Vertrauensschutz zu 
berufen (Urteil des Gerichtshofes vom 21. September 1983 in den verbundenen 
Rechtssachen 205/82 bis 215/82, Deutsche Milchkontor u. a., Slg. 1983, 2633). 
Unter diesen Umständen stelle die Verknüpfung der Beihilfen TWD I mit den Bei­
hilfen TWD II und TWD III durch die angefochtenen Entscheidungen einen unge­
rechtfertigten Eingriff in die nationale Rechtsordnung dar. Durch die Aussetzung 
der Zahlung der Beihilfen TWD II und TWD III sei es der Klägerin nämlich ver­
wehrt, sich mit Erfolg auf Vertrauensschutzgesichtspunkte nach nationalem Recht 
zu berufen, weil sie, selbst wenn sie in dem von ihr anhängig gemachten nationalen 
Verfahren obsiegte, keine Möglichkeit hätte, die Beihilfen TWD II und TWD III 
zu erhalten. 

26 Überdies habe die Kommission, indem sie in den Entscheidungen TWD II und 
TWD III festgestellt habe, daß sie „über keine Zwangsmittel verfügt, um die 
Durchführung ihrer Entscheidung von 1986 zu beschleunigen oder durchzuset­
zen", versucht, wirtschaftlichen Drack auf die Klägerin auszuüben, um die Rück­
zahlung der Beihilfen TWD I zu erreichen, was einen Mißbrauch und eine 
Anmaßung von Befugnissen eines Mitgliedstaats darstelle. Da das Rückforderungs­
verfahren dem nationalen Recht unterliege, dürfe die Kommission nicht von einer 
Verpflichtung der Klägerin zur Rückzahlung der Beihilfen TWD I ausgehen und 
folglich keine bedingte Genehmigung aussprechen, ohne die Entscheidung des 
nationalen Gerichts abzuwarten. 

27 Zu ihrer Rechtsstellung nach nationalem Recht macht die Klägerin geltend, daß 
eine Rückzahlung, was die beiden Darlehen des Landes Bayern betreffe, nicht 
mehr möglich sei. Da das Land Bayern die betreffenden Beihilfen nicht zurückge­
fordert habe, sei deren Rückforderung nun durch § 48 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes (VwVfG) ausgeschlossen, der die Rücknahme eines rechtswidrigen 
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Verwal tungs akts nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt zulasse, zu dem die 
Behörde von den die Rücknahme rechtfertigenden Tatsachen Kenntnis erhalten 
habe. 

28 Zu den von der Bundesregierung gewährten Beihilfen führt die Klägerin aus, sie 
habe sich im Rahmen ihrer Klage beim Verwaltungsgericht Köln und dann ihrer 
Berufung beim Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen auf 
den Vertrauensschutz und das VwVfG berufen. Zu keiner Zeit sei sie darauf hinge­
wiesen worden, daß den Beihilfen TWD I Normen der Gemeinschaft entgegen­
stünden, so daß sie bei Durchführung der Investition und Erlaß der entsprechen­
den nationalen Bescheide auf deren Bestand habe vertrauen dürfen. Im übrigen sei 
die Einjahresfrist des § 48 VwVfG für die deutschen Bundesbehörden abgelaufen, 
denen die Rechtswidrigkeit der Beihilfen TWD I bereits bei ihrer Vergabe bekannt 
gewesen sei. 

29 Der Grundsatz des Vertrauensschutzes gelte zwar nach dem Urteil des Gerichts­
hofes vom 20. September 1990 in der Rechtssache C-5/89 (Kommission/ 
Deutschland, Slg. 1990, I-3437) nicht für Beihilfen, die unter Verstoß gegen 
Artikel 93 Absatz 3.des Vertrages gewährt worden seien, doch gebe es auch Fälle, 
in denen sich das Unternehmen auf die Rechtmäßigkeit der Beihilfen verlassen 
dürfe und letztlich der Gerichtshof zu entscheiden habe, ob der Vertrauensschutz 
durchgreife. Dies sei hier der Fall, da der Beihilfekodex erst 1985 — nach Beantra­
gung und Erteilung der Beihilfen TWD I — im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht und damit der Klägerin bekannt gemacht worden 
sei und sie von den deutschen Behörden Zusicherungen hinsichtlich der Rechtmä­
ßigkeit der fraglichen Beihilfen erhalten habe. Die Vorabveröffentlichung des Bei­
hilfekodex im Bulletin der Europäischen Gemeinschaften könne nicht ausreichen, 
um eine Kenntnispflicht des Unternehmens zu begründen. . 

30 Die Streithelferin in der Rechtssache T-486/93 bestreitet nicht, daß die Kommis­
sion einen in gemeinschaftswidriger Weise erlangten Wettbewerbsvorteil der Klä­
gerin berücksichtigen könne, ist aber der Auffassung, daß im vorliegenden Fall 
dahingestellt bleiben könne, inwieweit die Kommission die Auswirkungen eines 
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Verbleibens der Beihilfen TWD I berücksichtigen könne. In der Entscheidung 
TWD III sei die Vereinbarkeit der Beihilfen TWD III mit dem Gemeinsamen 
Markt bejaht worden, und ihre Auszahlung dürfe damit nicht untersagt werden. 
Für die aufschiebende Bedingung gebe es daher keine Rechtsgrundlage; sie hätte 
als Maßnahme, die die Klägerin beschwere, einer vertraglichen Ermächtigung 
bedurft (Urteil des Gerichtshofes vom 13. Juli 1965 in der Rechtssache 111/63, 
Lemmerz-Werke/Hohe Behörde, Slg. 1965, 893, 911), denn die Kommission sei 
nicht befugt, Verfahren anzuwenden, die nicht im Vertrag vorgesehen seien 
(Urteil vom 4. Februar 1992, British Aerospace und Rover/Kommission, a. a. O., 
Randnr. 14). Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 92 
Absatz 3 Buchstabe c des Vertrages hätten zur Folge, daß der Mitgliedstaat eine 
Beihilfe, deren Unvereinbarkeit festgestellt sei, aufzuheben oder umzugestalten 
habe, und nicht, daß er eine Beihilfe, deren Vereinbarkeit festgestellt worden sei, 
nicht auszahlen dürfe. 

31 Im übrigen sei der Vorteil der Klägerin aufgrund der Beihilfen TWD I, sofern er 
noch bestehe, nur die Konsequenz aus ihrem Recht, die Rückforderung anzufech­
ten, und die von der Kommission vorgenommene Verknüpfung sei für den Fall des 
Obsiegens der Klägerin in dem von ihr anhängig gemachten nationalen Verfahren 
mit dem Prinzip des Rechtsstaats unvereinbar. Da die Rückforderung sich nach 
nationalem Recht richte, müsse die Kommission die Folgen daraus in Kauf neh­
men und dürfe sie nicht durch im Vertrag nicht vorgesehene Verfahren umgehen. 
Die Kommission könne allenfalls eine Vertragsverletzungsklage gegen die Bundes­
republik Deutschland erheben. 

32 Aus der Entscheidung TWD III gehe nämlich hervor, daß die Kommission die auf­
schiebende Bedingung als Sanktion verstehe, da sie sonst nicht über ein Zwangs­
mittel zur Durchsetzung der Entscheidung TWD I verfüge. Für eine derartige 
Sanktionsbefugnis gebe es jedoch keine Rechtsgrundlage. Es sei zu berücksichti­
gen, daß Sanktionen in besonders starkem Maße in die Rechtsstellung des einzel­
nen eingriffen und daher einer klaren und unzweideutigen Ermächtigung bedürf­
ten (Urteil des Gerichtshofes vom 25. September 1984 in der Rechtssache 117/83, 
Könecke, Slg. 1984, 3291, Randnrn. 16 f.). 

33 Die Beklagte macht geltend, daß die Beihilfen TWD II und TWD III für sich allein 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar seien, daß es aber erforderlich gewesen sei, 
sämtliche Umstände zu berücksichtigen, die die Auswirkungen der Beihilfe 
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beeinflussen könnten, darunter insbesondere den Umstand, daß die Klägerin 
immer noch im Besitz der Beihilfen TWD I sei, die in einer bestandskräftigen Ent­
scheidung von 1986 für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklärt worden 
seien (vgl. Urteil des Gerichtshofes vom 3. Oktober 1991 in der Rechtssache 
C-261/89, Italien/Kommission, Slg. 1991, I-4437, Randnr. 20). Aus den Entschei­
dungen TWD II und TWD III gehe eindeutig hervor, daß die Wirkung der neuen 
Beihilfen TWD II und TWD III jeweils kumuliert mit den alten nicht zurückge­
forderten Beihilfen TWD I der Klägerin einen übermäßigen und unzulässigen Vor­
teil verschafften, der das gemeinschaftliche Interesse erheblich beeinträchtige. 

34 Rechtsgrundlage der Entscheidungen TWD II und TWD III sei Artikel 93 
Absatz 2 Unterabsatz 1 in Verbindung mit Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c des 
Vertrages. Die Beihilfen TWD II und TWD III fielen unter das Beihilfeverbot des 
Artikels 92 Absatz 1, könnten jedoch gemäß Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c als 
mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar angesehen werden, wenn die Beihilfen 
TWD I zurückgezahlt würden. Eine solche Entscheidung sei die für die Klägerin 
mildestmögliche, da die Kommission, wenn sie nicht die Möglichkeit hätte, die 
Zahlung der neuen Beihilfen auszusetzen, sie sofort für überhaupt nicht mit dem 
Gemeinsamen Markt vereinbar erklären müßte. 

35 Das Urteil British Aerospace und Rover/Kommission (a. a. O.) verweise die Kom­
mission zwar auf die durch Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Vertrages eröff­
nete Möglichkeit einer Klage beim Gerichtshof, aber auch, in Randnummer 10, auf 
die Möglichkeit des Artikels 93 Absatz 1, die Beihilfe umzugestalten. Im vorliegen­
den Fall sei eine Umgestaltung der Beihilfen — in Form der Aussetzung ihrer Aus­
zahlung, bis der rechtswidrige Wettbewerbsvorteil der Klägerin nicht mehr bestehe 
— die angemessene Lösung gewesen. 

36 Die Entscheidungen TWD II und TWD III enthielten nicht jeweils zwei selbstän­
dige Entscheidungen, von denen die eine die Beihilfen für mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar erkläre und die andere ihre Zahlung aussetze. Sie stellten vielmehr 
in beiden Fällen eine einheitliche Entscheidung dar, die feststelle, daß die Beihilfen 
TWD II und TWD III nur dann mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar und erst 
dann ausgezahlt werden dürften, wenn die Klägerin zuvor die Beihilfen TWD I 
zurückgezahlt habe, und deren Ziel entsprechend dem Urteil des Gerichtshofes 
vom 21. März 1990 in der Rechtssache C-142/87 (Belgien/Kommission, Slg. 1990, 
I-959, Randnr. 66) die Wiederherstellung der früheren Lage sei. 
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37 Die bedingte Genehmigung der Beihilfen TWD II und TWD III sei weder ein 
Zwangs- oder wirtschaftliches Druckmittel noch ermessensmißbräuchlich. Das 
einzige Mittel zur tatsächlichen Durchsetzung der Entscheidung TWD I, die 
Bestandskraft erlangt habe, sei ein Vertragsverletzungsverfahren. Zweck der Ent­
scheidungen TWD II und TWD III sei allein, zu verhindern, daß an die Klägerin 
neue wettbewerbsverfälschende und deshalb unzulässige Beihilfen ausgezahlt wür­
den. Selbst ein nach nationalem Recht etwa eingreifender Grundsatz des Vertrau­
ensschutzes könne der Kommission nicht gebieten, durch Genehmigung der Aus­
zahlung der neuen Beihilfen, die den Markt verfälschten und mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar seien, sofern die Beihilfen TWD I beibehalten 
würden, gegen den Vertrag zu verstoßen. 

38 Im übrigen ergebe sich aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Köln vom 
21. Dezember 1989, daß der Klägerin für die Beihilfen der Bundesregierung kein 
Vertrauensschutz zukomme. Nach deutschem Recht entstehe ein Vertrauensschutz 
unter solchen Umständen nur, wenn der Begünstigte zunächst Vertrauen gebildet 
und dann in diesem Vertrauen gehandelt habe, während die Klägerin im vorliegen­
den Fall ihre Investitionen größtenteils vor Erhalt der Beihilfen TWD I durchge­
führt habe. Ferner sei eine Berufung auf Vertrauensschutz ausgeschlossen, wenn 
der Begünstigte die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts gekannt oder infolge 
grober Fahrlässigkeit nicht gekannt habe; die Klägerin habe nach dem Urteil des 
Verwaltungsgerichts Köln wissen müssen, daß die Beihilfen rechtswidrig seien. 
Außerdem sei die Rücknahme der Bescheinigungen des Bundesministeriums für 
Wirtschaft innerhalb der Jahresfrist des § 48 VwVfG erfolgt, die nicht vor dem 
1. September 1986 habe beginnen können. 

39 Für die vom Land Bayern gewährten Beihilfen gelte, daß der Klägerin die Ver­
pflichtung Bayerns zur Rücknahme der Beihilfe bekannt gewesen sei, und sie habe 
nicht darauf vertrauen dürfen, daß sich die bayerischen Behörden gemeinschafts­
rechtswidrig verhalten und von einer Rückforderung der Beihilfen absehen wür­
den. 

40 Jedenfalls dürfe durch die Anwendung des nationalen Rechts die Durchführung 
der Entscheidung TWD I nicht unmöglich gemacht werden. In der vorliegenden 
Rechtssache lägen die in den Urteilen Deutsche Milchkontor u. a. (a. a. O., 
S. 2665 f.) und Kommission/Deutschland (a. a. O., Randnr. 17) aufgestellten Vor­
aussetzungen vor, so daß die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
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unanwendbar seien. Zudem ergebe sich aus dem Urteil Kommission/Deutschland 
(a. a. O., Randnr. 14), daß ein Gewerbetreibender nicht auf Beihilfen vertrauen 
dürfe, die ohne Beachtung des Verfahrens des Artikels 93 Absatz 3 des Vertrages 
gewährt worden seien. 

41 Jedenfalls dürften die nationalen Gerichte einen Schutz des Vertrauens auf die Bei­
behaltung gemeinschaftsrechtswidriger Beihilfen nicht ohne Anrufung des 
Gerichtshofes anerkennen (Urteil vom 20. September 1990, Kommission/ 
Deutschland, a. a. O., Randnr. 16). Wenn aber der Gerichtshof im Rahmen eines 
Vorabentscheidungsverfahrens für Recht erkannt hätte, daß das Vertrauen der Klä­
gerin auf die Rechtmäßigkeit der Beihilfen TWD I auch im Hinblick auf das 
Gemeinschaftsrecht berechtigt gewesen wäre, so wäre die Aussetzung der Zahlung 
der Beihilfen TWD II und TWD III automatisch gegenstandslos geworden. Dies 
sei jedoch hier nicht der Fall. 

Würdigung durch das Gericht 

42 Die durch diese Klagegründe aufgeworfenen Fragen sind in zwei Schritten zu prü­
fen: Erstens ist die Zuständigkeit der Kommission für den Erlaß des Artikels 2 der 
Entscheidungen TWD II und TWD III und zweitens der Vorwurf des Verstoßes 
gegen die für die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und 
den Mitgliedstaaten geltenden Grundsätze zu untersuchen. 

— Zuständigkeit der Kommission für den Erlaß des Artikels 2 der Entscheidun­
gen TWD II und TWD III 

43 Nach Artikel 1 der beiden Entscheidungen sind die Beihilfen TWD II und TWD 
III jeweils „mit dem Gemeinsamen Markt im Sinne von Artikel 92 EWG-Vertrag 
vereinbar". Nach Artikel 2 der beiden Entscheidungen sind die deutschen Behör­
den jedoch verpflichtet, „die Auszahlung der in Artikel 1 dieser Entscheidung 
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bezeichneten Beihilfen an ... [die Klägerin] so lange aus[zusetzen], bis die Rück­
zahlung der in Artikel 1 der Entscheidung [TWD I] bezeichneten, mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbaren Beihilfen tatsächlich erfolgt ist". 

44 Die Klägerin und die Streithelferin stützen ihr Vorbringen zur Frage der Zustän­
digkeit der Kommission hauptsächlich auf den Umstand , daß der genannte Artikel 
1 der beiden Entscheidungen die Beihilfen T W D II und T W D III jeweils für mit 
dem Gemeinsamen Mark t vereinbar erklärt. Sie meinen, der Kommission fehle die 
Zuständigkeit für die Aussetzung der Zahlung von solchermaßen für mit dem 
Gemeinsamen Mark t vereinbar erklärten Beihilfen. 

45 Angesichts dieses Vorbringens sind zur Beurteilung der Frage, ob die Kommission 
für den Erlaß der streitigen Entscheidungen zuständig war, zunächst der Inhalt 
und die Tragweite dieser Entscheidungen zu bestimmen. Insbesondere ist das Ver­
hältnis zwischen dem verfügenden Teil und der Begründung der streitigen Ent­
scheidungen zu prüfen. 

46 Bei der Auslegung des verfügenden Teils einer Handlung ist die Begründung, die 
zu ihrem Erlaß geführt hat, zu berücksichtigen (vgl. Urteil des Gerichts vom 
10. März 1992 in den verbundenen Rechtssachen T-68/89, T-77/89 und T-78/89, 
SIV u. a./Kommission, Slg. 1992, II-1403, Randnr. 320). 

47 In der Entscheidung TWD II stellt die Kommission am Ende des Abschnitts IV 
fest, daß „die Beihilfen TWD II ... somit für die Anwendung der Ausnahmebe­
stimmungen von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c) EWG-Vertrag in Betracht" 
kommen, um dann in der ersten Begründungserwägung des Abschnitts V fortzu­
fahren: 

„Bei der Entscheidung, ob eine der Ausnahmebestimmungen des Artikels 92 
Absatz 3 EWG-Vertrag für eine Beihilfe in Frage kommt, muß die Kommission 
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sämtliche Umstände berücksichtigen, welche die Auswirkungen der Beihilfe auf 
die Handelsbedingungen in der Gemeinschaft beeinflussen können." 

48 Sodann stellt die Kommission nach einem Rückblick: auf die Vorgeschichte des 
Falles fest: 

„Die kumulierende Wirkung der rechtswidrigen Beihilfe, deren Rückzahlung von 
[der Klägerin] seit 1986 verweigert wird, und dieser neuen Investitionsbeihilfe 
[d. h. der Beihilfen TWD II] würde dem Unternehmen einen übermäßigen und 
unzulässigen Vorteil verschaffen, der die Handelsbedingungen in einem dem 
gemeinschaftlichen Interesse zuwiderlaufenden Maße beeinträchtigen würde" 
(Abschnitt V, siebte Begründungserwägung). 

„Daraus ergibt sich, daß dieses Unternehmen hierdurch eine ungerechtfertigte 
Bereicherung erfahren hat, die bis zur tatsächlichen Rückzahlung der rechtswidrig 
empfangenen Beihilfen andauert. 

Unter diesen Voraussetzungen hält es die Kommission für angezeigt, die Auszah­
lung der als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar eingestuften Beihilfen ... 
solange auszusetzen, bis die mit der Entscheidung von 1986 angeordnete Rückzah­
lung der rechtswidrig gewährten Beihilfen tatsächlich erfolgt ist... 

Hierbei ist zu bedenken, daß die Kommission über keine Zwangsmittel verfügt, 
um die Durchführung ihrer Entscheidung von 1986 zu beschleunigen oder durch­
zusetzen, was die Aussetzung der Auszahlung dieser Beihilfen um so erforderli­
cher macht. 
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Es sei darüber hinaus daran erinnert, daß die Kommission in ihrer Mitteilung 
gemäß Artikel 93 Absatz 2 EWG-Vertrag bereits auf die zweifachen wettbewerbs­
verfälschenden Auswirkungen hingewiesen hat, die sich bei der Berücksichtigung 
der nicht erfolgten Zurückzahlung der rechtswidrigen Beihilfen durch [die Kläge­
rin] ergeben. Weder die deutsche Regierung noch das betreffende Unternehmen 
haben hiergegen besondere Einwände oder Bemerkungen vorgebracht" (neunte bis 
zwölfte Begründungserwägung). 

49 Die Kommission kommt zu dem Schluß, daß 

„... die als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar eingestuften Beihilfen 
[TWD II] erst ausgezahlt werden [dürfen], nachdem die von [der Klägerin] in den 
Jahren 1981-1983 rechtswidrig empfangenen Beihilfen, die Gegenstand der 
Entscheidung 86/509/EWG der Kommission sind, zurückgezahlt worden sind" 
(dreizehnte Begründungserwägung). 

50 Die Begründung der Entscheidung TWD III ist nahezu dieselbe wie die der Ent­
scheidung TWD II (vgl. insbesondere die letzte Begründungserwägung im 
Abschnitt III sowie die erste und die zehnte bis vierzehnte Begründungserwägung 
im Abschnitt IV der Entscheidung TWD III). 

51 Unter diesen Umständen sind die Entscheidungen TWD II und TWD III in ihrem 
jeweiligen Zusammenhang dahin auszulegen, daß die Kommission die neuen Bei­
hilfen TWD II und TWD III für mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar 
erklärte, solange die alten Beihilfen TWD I nicht zurückgezahlt worden sind. Die 
Kommission befand nämlich in den Begründungserwägungen der angefochtenen 
Entscheidungen, daß die kumulierende Wirkung der alten Beihilfen TWD I und 
der neuen Beihilfen TWD II und TWD III die Handelsbedingungen in einem dem 
gemeinschaftlichen Interesse zuwiderlaufenden Maße beeinträchtigen würde. Die 
streitigen Entscheidungen bedeuten also, daß die neuen Beihilfen TWD II und 
TWD III für sich allein mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar sein können, 
jedoch ohne Beseitigung der kumulierenden Wirkung der alten Beihilfen TWD I 
und der neuen Beihilfen TWD II und TWD III nicht gemäß Artikel 92 Absatz 3 
Buchstabe c des Vertrages genehmigungsfähig sind. 
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52 Folglich kann der verfügende Teil der angefochtenen Entscheidungen nicht so aus­
gelegt werden, wie die Klägerin und die Streithelferin dies vortragen, nämlich als 
unbedingte Erklärung der Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt (Artikel 1), 
verbunden mit einer rechtswidrigen aufschiebenden Bedingung (Artikel 2). Im 
Gegenteil ergibt sich bereits aus dem Wortlaut der streitigen Entscheidungen, daß 
die Kommission ohne die Bedingung in deren Artikel 2 nicht die Vereinbarkeit der 
neuen Beihilfen TWD II und TWD III festgestellt hätte, wie sie es in Artikel 1 die­
ser Entscheidungen getan hat. Mit Artikel 2 der beiden Entscheidungen soll näm­
lich gerade die Feststellung der Vereinbarkeit in Artikel 1 ermöglicht werden. 

53 Unter diesen Umständen ist weiter zu prüfen, ob die Kommission für den Erlaß 
der Entscheidungen verbunden mit Bedingungen für die Gewährung der Beihilfen 
nach Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe c des Vertrages zuständig war. 

54 Gemäß Artikel 92 Absatz 1 des Vertrages sind alle staatlichen Beihilfen im Sinne 
dieser Vorschrift mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar, soweit nicht in Arti­
kel 92 Absätze 2 und 3 etwas anderes bestimmt ist. Stellt die Kommission fest, 
nachdem sie den Beteiligten eine Frist zur Äußerung gesetzt hat, daß eine staatli­
che Beihilfe mit Artikel 92 unvereinbar ist, so entscheidet sie nach Artikel 
93 Absatz 2 Unterabsatz 1, daß der betreffende Staat sie binnen einer von ihr 
bestimmten Frist aufzuheben oder umzugestalten hat. 

55 Diese Befugnis der Kommission, zu entscheiden, daß eine Beihilfe umzugestalten 
ist, schließt notwendig ein, daß eine Entscheidung der Kommission, mit der eine 
Beihilfe im Sinne des Artikels 92 Absatz 3 Buchstabe c des Vertrages genehmigt 
wird, mit Bedingungen verbunden werden kann, um zu verhindern, daß die Han­
delsbedingungen in einem dem gemeinschaftlichen Interesse zuwiderlaufenden 
Maße beeinträchtigt werden. 

56 Außerdem muß, wie der Gerichtshof in seinem Urteil Italien/Kommission 
(a. a. O., Randnr. 20) entschieden hat, die Kommission, wenn sie die Vereinbarkeit 
einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt prüft, alle einschlägigen 
Umstände gegebenenfalls einschließlich des bereits in einer früheren Entscheidung 
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beurteilten Zusammenhangs sowie die Verpflichtungen, die einem Mitgliedstaat 
durch diese vorhergehende Entscheidung auferlegt wurden, prüfen. Folglich durfte 
die Kommission bei ihrer Entscheidung zum einen die mögliche kumulierende 
Wirkung der Beihilfen TWD I und der neuen Beihilfen TWD II und TWD III und 
zum anderen den Umstand berücksichtigen, daß die in der Entscheidung TWD I 
für rechtswidrig erklärten Beihilfen TWD I nicht zurückgezahlt worden waren. 

57 Es ist noch zu prüfen, ob die Kommission, wie die Klägerin und die Streithelferin 
geltend machen, ein nicht im Vertrag vorgesehenes Verfahren angewendet hat und 
ob die Kommission unter den Umständen der vorliegenden Rechtssache 
nur im Wege der Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 169 oder nach 
Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 2 des Vertrages hätte vorgehen können. 

58 Anders als in der dem Urteil British Aerospace und Rover/Kommission (a. a. O.) 
zugrunde liegenden Situation, hat die Kommission im vorliegenden Fall das Auf­
forderungsverfahren nach Artikel 93 Absatz 2 Unterabsatz 1 des Vertrages ord­
nungsgemäß durchgeführt, bevor sie die angefochtenen Entscheidungen erließ. 

59 Außerdem haben die im Vertrag vorgesehenen Vertragsverletzungsverfahren nicht 
dasselbe Ziel wie Artikel 2 der streitigen Entscheidungen. In der vorliegenden 
Rechtssache bestünde das Ziel eines Vertragsverletzungsverfahrens in der Feststel­
lung einer Vertragsverletzung im Zusammenhang mit der Nichtbefolgung der Ent­
scheidung TWD I. Dagegen beziehen sich die Entscheidungen TWD II und 
TWD III, wie die Kommission zu Recht geltend gemacht hat, auf die Vorausset­
zungen für die Gewährung neuer Beihilfen, die zu beantragen die Klägerin niemals 
verpflichtet war. In diesem Zusammenhang besteht das Ziel von Artikel 2 der strei­
tigen Entscheidungen nicht in der Feststellung eines Vestoßes gegen die Entschei­
dung TWD I, sondern darin, die Auszahlung neuer Beihilfen, durch die der Wett­
bewerb in einem dem gemeinschaftlichen Interesse zuwiderlaufenden Maß 
verfälscht würde, zu verhindern. 

60 Folglich hat die Kommission keine im Vertrag nicht vorgesehenen Verfahren ange­
wendet, und sie war im vorliegenden Fall nicht ausschließlich auf den Weg der Ver­
tragsverletzungsverfahren verwiesen. 
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61 Zum Vorbringen der Klägerin und der Streithelferin, die Kommission habe insbe­
sondere durch die in den angefochtenen Entscheidungen enthaltene Behauptung, 
daß sie „über keine Zwangsmittel verfügt, um die Durchführung ihrer Entschei­
dung von 1986 zu beschleunigen oder durchzusetzen, was die Aussetzung der 
Auszahlung dieser Beihilfen um so erforderlicher macht" (vgl. oben, Randnr. 26) 
einen Ermessensmißbrauch begangen, ergibt sich aus einer ständigen Rechtspre­
chung, daß der Begriff des Ermessensmißbrauchs eine ganz präzise Bedeutung hat 
und den Fall betrifft, daß eine Verwaltungsbehörde ihre Befugnisse zu einem ande­
ren Zweck als demjenigen ausgeübt hat, zu dem sie ihr übertragen worden sind. 
Eine Entscheidung ist nur dann ermessensmißbräuchlich, wenn aufgrund objekti­
ver, schlüssiger und übereinstimmender Indizien anzunehmen ist, daß sie zu ande­
ren als den angegebenen Zwecken erlassen wurde (vgl. z. B. Urteil des Gerichtsho­
fes vom 13. November 1990 in der Rechtssache C-331/88, Fedesa u. a., Slg. 1990, 
I-4023, und Urteil des Gerichts vom 2. Februar 1995 in der Rechtssache T-106/92, 
Frederiksen/Parlament, Slg. Ö D 1995,1-A-29). 

62 Wie bereits festgestellt soll Artikel 2 der streitigen Entscheidungen sicherstellen, 
daß der Gemeinsame Markt nicht durch die Auszahlung der neuen Beihilfen TWD 
II und TWD III vor Rückzahlung der alten Beihilfen TWD I verfälscht wird (vgl. 
oben, Randnr. 59). Folglich wurden die angefochtenen Entscheidungen nicht zu 
anderen als den angegebenen Zwecken erlassen, und sie sind damit nicht ermes­
sensfehlerhaft (vgl. auch unten, Randnrn. 64 bis 68). 

63 Folglich war die Kommission für den Erlaß des Artikels 2 der streitigen Entschei­
dungen zuständig. 

— Zum Vorwurf eines Verstoßes gegen die Verteilung der Zuständigkeiten zwi­
schen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten 

64 Mit diesem Klagegrund, wonach Artikel 2 der streitigen Entscheidungen, der die 
Auszahlung der Beihilfen TWD II und TWD III bis zur Rückzahlung der Beihil­
fen TWD I aussetzt, einen „ungerechtfertigten Eingriff" in die nationale Rechts­
ordnung darstellen soll, wird der Kommission im wesentlichen vorgeworfen, 
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gegen die Normen über die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemein­
schaft und den Mitgliedstaaten verstoßen zu haben, indem sie zum einen die 
Anhängigkeit eines nationalen Rechtsstreits mit demselben Gegenstand nicht 
beachtet und zum anderen gegen den in diesem nämlichen Rechtsstreit geltend 
gemachten Grundsatz des Vertrauensschutzes, wie er in dem betreffenden nationa­
len Verwaltungsrecht festgelegt sei, verstoßen habe. 

65 Somit ist zu prüfen, ob die Anhängigkeit eines nationalen Rechtsstreits, in dem 
solche Fragen nationalen Rechts aufgeworfen werden, die Rechtmäßigkeit der Ent ­
scheidungen T W D II u n d T W D III beeinflussen kann. 

66 Zunächst kann die bloße Anhängigkeit eines nationalen Rechtsstreits die Zustän­
digkeit der Kommission für den Erlaß von Artikel 2 der angefochtenen Entschei­
dungen nicht in Frage stellen. Die Rechtmäßigkeit der Entscheidungen T W D II 
u n d T W D III kann nämlich nicht von Fragen des deutschen nationalen Rechts wie 
der Beachtung von § 48 VwVfG durch die deutschen Behörden abhängen. Außer­
dem kann die Anhängigkeit eines Rechtsstreits auf nationaler Ebene nicht die 
Zuständigkeit der Kommission für den Erlaß aller Maßnahmen berühren, die 
erforderlich sind, u m sicherzustellen, daß der Wettbewerb in der Gemeinschaft 
nicht verfälscht wird. 

67 Wie insoweit bereits festgestellt (vgl. oben, Randnrn. 59 bis 62), soll Artikel 2 der 
streitigen Entscheidungen sicherstellen, daß der Wettbewerb im Gemeinsamen 
Markt durch die kumulierende Wirkung der fraglichen Beihilfen nicht verfälscht 
wird, sein Ziel ist nicht, die Klägerin an der Geltendmachung ihrer Rechte in der 
nationalen Rechtsordnung zu hindern. Folgte man der Auffassung der Klägerin, so 
wäre dies gleichbedeutend mit der Erklärung, daß die Kommission zur Verletzung 
des Vertrages durch Gewährung neuer Beihilfen verpflichtet war, die dazu geeignet 
waren, die Verzerrung des Wettbewerbs, die sich aus der unterbliebenen Rückzah­
lung der rechtswidrigen alten Beihilfen ergab, zu verstärken. 

68 Überdies hindern die streitigen Entscheidungen die Klägerin nicht daran, den või­
deni nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit fortzusetzen, was die Klägerin 
übrigens im vorliegenden Fall auch getan hat. Außerdem kann sich die Klägerin 
nicht über die angebliche Ausübung eines „Drucks" beklagen, da sie selbst aus 
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freien Stücken die Gewährung neuer Beihilfen beantragte, obwohl sie den Wettbe­
werbsvorteil aufgrund der durch die Entscheidung TWD I für rechtswidrig erklär­
ten Beihilfen weiterhin besaß. 

69 Jedenfalls darf die gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebene Rückforderung nach 
ständiger Rechtsprechung durch die Anwendung nationalen Rechts nicht praktisch 
unmöglich gemacht werden (vgl. die Urteile des Gerichtshofes vom 21. September 
1983 in der Rechtssache Deutsche Milchkontor u. a., a. a. O., Randnr. 22, und vom 
20. September 1990 in der Rechtssache Kommission/Deutschland, a. a. O., 
Randnr. 12). Der Gerichtshof hat insoweit insbesondere entschieden, daß ein bei­
hilfebegünstigtes Unternehmen angesichts der zwingend vorgeschriebenen Über­
wachung der staatlichen Beihilfen durch die Kommission nach Artikel 93 des Ver­
trages auf die Ordnungsgemäßheit der Beihilfe grundsätzlich nur dann vertrauen 
darf, wenn diese unter Beachtung des dort vorgesehenen Verfahrens gewährt 
wurde. Der Empfänger einer rechtswidrigen Beihilfe kann sich in diesem Fall nur 
ausnahmsweise auf den Vertrauensschutz berufen. In einem solchen Fall ist es 
Sache des nationalen Gerichts, so es befaßt wird, alle Umstände zu würdigen 
und dem Gerichtshof gegebenenfalls Auslegungsfragen vorzulegen (vgl. Urteil 
Kommission/Deutschland, a. a. O., Randnrn. 12 bis 16). 

70 In der vorliegenden Rechtssache steht fest, daß das Verfahren des Artikels 93 
Absatz 3 des Vertrages bei der Gewährung der Beihilfen TWD I nicht eingehalten 
wurde. Entsprechend dem Urteil Kommission/Deutschland (a. a. O., Rañdnr. 16) 
kann der Klägerin folglich der Vertrauensschutz, auf den sie sich im nationalen 
Verfahren beruft, nur unter außergewöhnlichen Umständen zuerkannt werden. 
Ferner steht fest, daß das nationale Gericht den Gerichtshof nicht gemäß 
Artikel 177 des Vertrages um Vorabentscheidung ersucht hat, um zu erfahren, ob 
hier solche außergewöhnlichen Umstände im Sinne des Gemeinschaftsrechts 
vorliegen. 

71 Unter diesen Umständen war die Kommission nach der Rechtsordnung der 
Gemeinschaft nicht verpflichtet, vor Erlaß des Artikels 2 der streitigen Entschei­
dungen den Ausgang des nationalen Rechtsstreits — in dem übrigens das angeblich 
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geschützte Vertrauen nach mehr als achtjähriger Verfahrensdauer immer noch 
nicht nachgewiesen ist — abzuwarten. Jede andere Auslegung würde den Artikeln 
92 und 93 ihre praktische Wirksamkeit nehmen. 

72 Überdies betrifft der nationale Rechtsstreit, auf den sich die Klägerin beruft, nicht 
die von den bayerischen Behörden gewährten Beihilfen TWD I. Insoweit ist her­
vorzuheben, daß die bayerischen Behörden nach eigenem Bekunden der Klägerin, 
dem weder von der Streithelferin noch von der Beklagten widersprochen wurde, 
die Einjahresfrist des § 48 VwVfg verstreichen ließen, ohne irgendwelche Schritte 
zur Rückforderung der streitigen Beihilfen zu unternehmen. Ferner hat die Kläge­
rin in der mündlichen Verhandlung vorgetragen, daß die bayerischen Behörden die 
streitigen Beihilfen nicht zurückfordern wollten und es abgelehnt hätten, den 
erforderlichen Rückforderungsbescheid zu erlassen. 

73 Unter diesen Umständen kann die Klägerin jedenfalls nach dem Gemeinschafts­
recht aus der Tatsache, daß die bayerischen Behörden die Rückzahlung der Beihil­
fen TWD I nicht innerhalb der nach nationalem Recht vorgesehenen Frist verlang­
ten, keinen Anspruch auf Vertrauensschutz ableiten. Wie nämlich der Gerichtshof 
in seinem Urteil Kommission/Deutschland (a. a. O., Randnr. 19) entschieden hat, 
muß eine Bestimmung, die die Rücknahme eines begünstigenden Verwaltungsakts 
nur binnen einer bestimmten Frist zuläßt, dergestalt angewandt werden, daß die 
gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebene Rückforderung nicht praktisch unmöglich 
gemacht und das Gemeinschaftsinteresse voll berücksichtigt wird. 

74 Nach alledem sind die Klagegründe, mit denen die Unzuständigkeit der Kommis­
sion für den Erlaß der angefochtenen Entscheidungen und der angebliche Verstoß 
gegen die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der Gemeinschaft und den Mit­
gliedstaaten gerügt werden, zurückzuweisen. 
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Zu den Klagegründen des Fehlens eines Wettbewerbsvorteils aufgrund der Beihilfen 
TWD I 

Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

75 Die Klägerin macht geltend, sie habe heute aufgrund der Beihilfen TWD I keinen 
Wettbewerbsvorteil, da die Mittel verbraucht und die Darlehen zurückgezahlt 
seien. Die Kommission habe den Wettbewerbsvorteil, den sie zugrunde gelegt 
habe, nicht beziffert, und es sei nicht möglich, die in der Entscheidung TWD II 
enthaltene Behauptung nachzuprüfen, daß die Kombination der Beihilfen TWD I 
und II ein Nettosubventionsäquivalent von 29 % ergebe. 

76 In der Rechtssache T-486/93 fügt die Klägerin, unterstützt durch die Streithelferin, 
hinzu, die Kommission habe den Wettbewerbsvorteil, der ihr durch die Beihilfen 
TWD I entstehe, zu hoch angesetzt, da die Klägerin im Hinblick auf den Ausgang 
des nationalen Verfahrens eine Rücklage in Höhe von 6,12 Millionen DM zuzüg­
lich der jährlichen Zinsen gebildet habe. Die Beihilfen TWD I liefen also dem 
Gemeinschaftsinteresse nicht zuwider. 

77 Die Beklagte weist darauf hin, daß es ihre Sache sei, über die Vereinbarkeit von 
Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt nach Maßgabe von auf die Gemeinschaft 
als Ganzes bezogenen Daten zu entscheiden (Urteile des Gerichtshofes vom 
17. September 1980 in der Rechtssache 730/79, Philip Morris/Kommission, 
Slg. 1980, 2671, und vom 24. Februar 1987 in der Rechtssache 310/85, 
Deufil/Kommission, Slg. 1987, 901) und sämtliche bedeutsamen Umstände zu 
berücksichtigen. Ihre Entscheidung sei in keiner Weise ermessensfehlerhaft. 

78 Die Kommission habe es für erforderlich gehalten, in den angefochtenen Entschei­
dungen sämtliche Umstände zu berücksichtigen, die die Auswirkungen der Beihil­
fen TWD II und TWD III beeinflussen könnten, darunter insbesondere den 
Umstand, daß die Klägerin immer noch im Besitz der Beihilfen TWD I sei. Durch 
die kumulierende Wirkung der beiden Gruppen von Beihilfen würden der Wettbe­
werb verfälscht und das gemeinschaftliche Interesse erheblich beeinträchtigt, vor 
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allem, weil der Gemeinschaftsmarkt für Polyamidgarne bereits durch starken Wett­
bewerb, stagnierende Nachfrage, kapitalintensive Investitionen und geringe 
Gewinnmargen gekennzeichnet sei. 

79 Die im Unternehmen der Klägerin bestehenden Überkapazitäten hätten nämlich 
erst mit den unrechtmäßigen Beihilfen TWD I aufgebaut werden können. Wenn 
die Klägerin im Besitz der Beihilfen TWD I bleiben und gleichzeitig die Beihilfen 
TWD II oder TWD III dafür erhalten könnte, die Überkapazitäten abzubauen, die 
sie mit Hilfe der rechtswidrigen Beihilfen aufgebaut habe, würde sie gleichzeitig 
für den Aufbau und für den Abbau der Überkapazitäten subventioniert und damit 
letztlich für ihr früheres gemeinschaftsrechtswidriges Verhalten zweifach belohnt. 

80 Nach den Berechnungen der Kommission, wie sie zuletzt in deren Schreiben vom 
14. Dezember 1994 zur Beantwortung der Fragen des Gerichts dargestellt wurden, 
müßte die Klägerin an die deutsche Bundesregierung den Betrag der Investitions­
zulage von 6,12 Millionen DM zuzüglich 6 % Zinsen (3,67 Millionen DM zum 
31. Dezember 1993) zurückzahlen. Hinsichtlich des Darlehens des Landes Bayern 
bestehe der Vorteil nicht in dem nunmehr zurückgezahlten Darlehensbetrag, son­
dern in der gewährten Zinsvergünstigung, nämlich dem Unterschied zwischen dem 
angewandten Satz von 5 % und dem Marktzinssatz, sowie der tilgungsfreien Zeit 
von zwei Jahren. Auf der Grundlage eines Referenzzinssatzes von 7,5 % betrage 
die Höhe dieser Vergünstigung bis zum 31. Dezember 1993 1,44 Millionen DM. 
Daraus ergebe sich für die Beihilfen TWD I ein zurückzuzahlender Gesamtbetrag 
von 11,2 Millionen DM. 

81 In der Rechtssache T-486/93 fügt die Beklagte hinzu, daß der Klägerin, auch wenn 
sie in ihrer Bilanz eine Rückstellung (und nicht eine „Rücklage") in Höhe von 
6,12 Millionen DM für die Rückzahlung der Investitionszulage gebildet habe, die­
ser Betrag weiterhin mittelbar zur Verfügung stehe und sie ihn bei entsprechendem 
Ausgang des Rückforderungsverfahrens behalten könne. Außerdem habe eine sol­
che Rückstellung für die Klägerin durch die Verringerung der Steuerlast positive 
Auswirkungen. Zudem decke sie nicht die Vorteile, die sich aus der Zinsvergünsti­
gung auf die von den bayerischen Behörden gewährten Darlehen ergäben. 
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Würdigung durch das Gericht 

82 Nach ständiger Rechtsprechung räumt Artikel 92 Absatz 3 des Vertrages der Kom­
mission ein Ermessen ein, das sie nach Maßgabe komplexer wirtschaftlicher und 
sozialer Wertungen ausübt, die auf die Gemeinschaft als Ganzes zu beziehen sind 
(vgl. Urteil Deufil/Kommission, a. a. O., Randnr. 18). Das Gericht hat daher seine 
Prüfung einer solchen Wertung auf die Frage zu beschränken, ob die Verfahrens­
vorschriften eingehalten worden sind, ob die Begründung ausreichend ist, ob der 
Sachverhalt zutreffend festgestellt worden ist und ob keine offensichtlich fehler­
hafte Würdigung des Sachverhalts und kein Ermessensmißbrauch vorliegen. 

83 Die Klägerin hat nicht nachgewiesen, daß die Kommission mit der Feststellung in 
den angefochtenen Entscheidungen, die Klägerin habe einen Wettbewerbsvorteil, 
der sich aus der Nichtrückzahlung der Beihilfen TWD I ergebe, und die Beihilfen 
TWD II und TWD III würden jeweils zusammen mit den Beihilfen TWD I den 
Wettbewerb in einem dem gemeinschaftlichen Interesse zuwiderlaufenden Maße 
verfälschen, die Grenzen ihres Ermessens offensichtlich überschritten hat. Es steht 
nämlich fest, daß die Klägerin weder die von der deutschen Regierung gewährte 
Investitionszulage in Höhe von 6,12 Millionen DM noch die seit Zurverfügung­
stellung dieser Summe aufgelaufenen Zinsen zurückgezahlt hat. Außerdem reicht 
der bloße Umstand, daß die vom Land Bayern gewährten Darlehen zurückgezahlt 
wurden, nicht aus, um eine Wettbewerbsverzerrung auszuschließen, da die Kläge­
rin die damit verbundene Zinsvergünstigung nicht zurückgezahlt hat. Die Klägerin 
ist also weiter im Besitz des rechtswidrigen Wettbewerbsvorteils aufgrund der Bei­
hilfen TWD I, der sich nach Angaben der Kommission auf mehr als 11 Millionen 
DM beläuft. Im übrigen hat die Klägerin nichts dargetan, was die Berechnungen 
der Kommission in ihrer mit Schreiben vom 14. Dezember 1994 endgültig vorge­
tragenen Form als unrichtig erweisen würde. 

84 Zu dem — auf die Rechtssache T-486/93 beschränkten — Vorbringen der Klägerin, 
sie habe in ihrer Bilanz eine Rücklage in Höhe von 6,12 Millionen DM zuzüglich 
Zinsen gebildet, ist erstens festzustellen, daß die Klägerin der Behauptung der 
Kommission nicht widersprochen hat, es handle sich nicht um eine „Rücklage" in 
ihrer Bilanz, sondern um eine Rückstellung im Hinblick auf den Ausgang des 
nationalen Verfahrens. Eine solche Rückstellung ist nicht gleichbedeutend mit der 
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Rückzahlung der streitigen Beihilfen. Zweitens hat die Klägerin nicht nachgewie­
sen, daß die fragliche Rückstellung die Wirkung hat, der Klägerin den rechtswidri­
gen Wettbewerbsvorteil aufgrund der Beihilfen TWD I zu entziehen. Drittens 
umfaßt diese Rückstellung nicht die Vorteile, die sich aus der Zinsvergünstigung 
für die Darlehen der bayerischen Behörden ergeben. 

85 Folglich hat die Klägerin keinen offensichtlichen Ermessensfehler der Kommission 
nachgewiesen; die auf das Fehlen eines Wettbewerbsvorteils aufgrund der Beihilfen 
TWD I gestützten Klagegründe sind somit zurückzuweisen. 

Zu den Klagegründen, mit denen ein Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit gerügt wird 

Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

86 In ihrer Erwiderung in der Rechtssache T-244/93 macht die Klägerin geltend, die 
Kommission habe dadurch gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verstoßen, 
daß sie die Auszahlung der gesamten Beihilfen TWD II von der Rückzahlung der 
Beihilfen TWD I abhängig gemacht habe. Sie hätte das gleiche Ergebnis durch 
einen geringeren Eingriff in die Rechte der Klägerin erzielen können, wenn sie die 
Auszahlung der Beihilfen TWD II abzüglich des Betrages der Beihilfen TWD I 
genehmigt hätte. 

87 In ihrer Klageschrift in der Rechtssache T-486/93 macht die Klägerin geltend, die 
Kommission habe, selbst wenn sie sich eines „Zwangsmittels" hätte bedienen dür­
fen, diese Möglichkeit in der Entscheidung TWD II, also vor Erlaß der Entschei­
dung TWD III verbraucht; zumindest müßten entsprechend dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit die Beihilfen TWD II und TWD III addiert, von der Summe 
die Beihilfen TWD I subtrahiert und die Zahlung der Differenz genehmigt werden. 
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88 Um dieses Ergebnis zu erreichen, schlägt die Klägerin folgende Berechnungsart 
vor: vom Betrag der Subvention gemäß der Entscheidung TWD II und den Beträ­
gen der Darlehen gemäß den Entscheidungen TWD II und TWD III sei der 
zurückzuzahlende Betrag der Beihilfen TWD I anteilsmäßig abzuziehen. Die so 
errechneten Summen (mehr als 21 Millionen DM von den mehr als 30 Millionen 
DM, die mit den Entscheidung TWD II und TWD III genehmigt worden seien) 
könnten rechtmäßig als Beihilfen ausgezahlt werden. Überdies sei zu berücksichti­
gen, daß die Klägerin wegen der Nichtauszahlung der Beihilfen TWD III gezwun­
gen gewesen sei, sich die Geldmittel auf dem freien Geldmarkt zu beschaffen, was 
ihr bestimmte Verluste verursacht habe. 

89 In der Rechtssache T-486/93 macht die Klägerin in ihrer Erwiderung geltend, die 
Beklagte hätte zur Berechnung des Wertes der Beihilfen in Form von zinsvergün­
stigten Darlehen den Referenzzinssatz von 7,5 %, der damals von der Bundesre­
gierung verwendet worden sei, und nicht den Satz von 9,5 % zugrunde legen müs­
sen. 

90 Die Beklagte hält es in ihrer Gegenerwiderung in der Rechtssache T-244/93 für 
fraglich, ob der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit auf eine Entscheidung anwend­
bar sei, mit der keine Sanktion verhängt werde. Durch die Entscheidung TWD II 
werde lediglich ausgesprochen, daß neue Beihilfen, auf die die Klägerin keinen 
Rechtsanspruch habe, erst dann an diese ausgezahlt werden dürften, wenn sie den 
Wettbewerb nicht mehr verzerrten. Jedenfalls sei der Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit offensichtlich nicht verletzt, weil der zurückzuzahlende Betrag der Beihil­
fen TWD I den Betrag der Beihilfen TWD II übersteige. Der Wert der Beihilfen 
TWD I habe 11,2 Millionen DM und der der Beihilfen TWD II am 31. Dezember 
1993 5,77 Millionen DM betragen (Anlage I zum Schreiben der Kommission vom 
14. Dezember 1994). 

91 In ihrer Klagebeantwortung in der Rechtssache T-486/93 macht die Beklagte gel­
tend, die Berechnungen der Klägerin, mit denen ein Verstoß gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit aufgezeigt werden solle,. (s. o., Randnr. 88), seien im 
Ansatz falsch, insbesondere weil die Klägerin die Investitionszulage und die Darle­
hensbeträge addiert habe, während auf die Investitionszulage und die im Zusam­
menhang mit den Darlehen gewährten Zinsvergünstigungen abzustellen sei. Auch 
der Ansatz der Klägerin zur Berechnung ihrer Verluste sei falsch, weil sie nicht auf 
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den jeweils bestehenden Wettbewerbsvorteil aufgrund der Nichtrückzahlung der 
Beihilfen TWD I abgestellt habe. 

92 In ihrer Gegenerwiderung in der Rechtssache T-486/93 räumt die Beklagte ein, daß 
die Auffassung der Klägerin, der Berechnung sei ein Zinssatz von 7,5 % zugrunde 
zu legen, zutreffe. Da dieser Satz aber auch für die Darlehen TWD II und 
TWD III gelte, bleibe die Relation zwischen den Subventionen TWD I und den 
ausgesetzten Subventionen nahezu unverändert. Zum 31. Dezember 1993 belaufe 
sich der Subventionsvorteil der Beihilfen TWD I auf etwa 11,2 Millionen DM und 
derjenige aufgrund der Beihilfen TWD II und III auf etwa 6,1 Millionen DM, 
d. h. 5,77 Millionen DM für die Beihilfen TWD II und 0,348 Millionen DM für die 
Beihilfen TWD III (vgl. das Schreiben der Kommission vom 14. Dezember 1994). 
Der durch die Beihilfen TWD I entstandene Wettbewerbsvorteil sei nämlich höher 
als ihr Subventionswert, wenn Umstände wie die positiven steuerlichen Auswir­
kungen, die erhöhte Liquidität, die faktischen Vorteile aus den Beihilfen, die zwi­
schenzeitlichen Investitionen, die zusätzlichen Möglichkeiten, Kredite zu erhalten, 
oder die Zinsen auf die Rückstellung der Klägerin berücksichtigt würden. 

93 Schließlich habe die Kommission stets anerkannt, daß ein Zeitpunkt erreicht wer­
den könne, zu dem die dem Unternehmen vorenthaltenen Beihilfen den rechtswid­
rigen Wettbewerbsvorteil der Klägerin übersteigen könnten. Im vorliegenden sei 
dies jedoch noch nicht der Fall. Folglich stelle sich die Frage, ob die Kommission 
gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verstoßen habe, nicht. 

Würdigung durch das Gericht 

94 Die Klägerin hat in der Rechtssache T-244/93 ihr Vorbringen in der Erwiderung, 
die Kommission hätte die Auszahlung der Beihilfen TWD II abzüglich der Beihil­
fen TWD I genehmigen müssen, weder erläutert noch beziffert. Es ist daher fest­
zustellen, daß die Klägerin keinen Nachweis für einen Verstoß der Entscheidung 
TWD II gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz erbracht hat. 
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95 In der Rechtssache T-486/93 ist festzustellen, daß die Berechnungen, auf die die 
Klägerin ihr Vorbringen stützt (oben, Randnr. 88), falsch sind. Wie die Kommis­
sion zu Recht geltend gemacht hat, sind zur Berechnung des Wertes der fraglichen 
Beihilfen die Investitionszulage und die Zinsvergünstigungen zu addieren, wäh­
rend die Klägerin bei ihrer Berechnung die Investitionszulage und die gesamten 
Darlehensbeträge addiert hat. Ferner ist bei den angeblichen Verlusten der Kläge­
rin nicht berücksichtigt, daß sie im Besitz des rechtswidrigen Wettbewerbsvorteils 
aufgrund der Beihilfen T W D I geblieben ist. 

96 Folglich ergibt sich aus den von der Klägerin vorgetragenen Berechnungen keines­
wegs, daß der Betrag der Beihilfen T W D II und T W D III die Beihilfen T W D I 
übersteigt. Im Gegenteil haben die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin in der 
mündl ichen Verhandlung nicht bestritten, daß der Wert der Beihilfen T W D II und 
T W D III bei Erlaß der darauf bezogenen Entscheidungen unter dem Wert des 
rechtswidrigen Wettbewerbsvorteils aufgrund der Beihilfen T W D I lag. Überdies 
bleibt der Wert des rechtswidrigen Wettbewerbsvorteils aufgrund der Beihilfen 
T W D I nach den Zahlenangaben der Kommission, die die Klägerin nicht entkräftet 
hat, deutlich über dem Wert der Beihilfen TWD II und TWD III, selbst wenn man 
einen Referenzzinssatz von 7,5 % zugrunde legt. 

97 Da die Klägerin die Richtigkeit der Annahme, auf der ihr Vorbringen beruht, daß 
nämlich die Summe der Beihilfen TWD II und TWD III den Wert der Beihilfen 
TWD I übersteige, nicht nachgewiesen hat, sind die Klagegründe, mit denen ein 
Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gerügt wird, jedenfalls 
zurückzuweisen. 

Zu den Klagegründen, die auf die Rechtmäßigkeit der Beihilfen TWD I gestützt 
werden 

Zusammenfassung des Vorbringens der Parteien 

98 Die Klägerin macht in der Erwiderung in der Rechtssache T-244/93 und in der 
Klageschrift in der Rechtssache T-486/93 geltend, ein Teil der Beihilfen TWD I 
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habe die materiellen Voraussetzungen erfüllt, um für mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar erklärt zu werden, zumindest was die Erneuerung der Texturierung, die 
Sanierung der Färberei und die Anschaffung von Strickmaschinen betreffe. Wenn 
nämlich die Beihilfen TWD II, die die Garnherstellung und die Strickerei beträfen, 
insgesamt rechtmäßig seien, müsse dies auch für durch die Beihilfen TWD I sub­
ventionierte gleichartige Tätigkeiten gelten. Durch die Erneuerung der Texturie­
rung, die Sanierung der Färberei und die Anschaffung von Strickmaschinen sei 
keine Produktionssteigerung hervorgerufen worden. 

99 Außerdem habe sich die Kommission mit weiteren, 1988 gewährten Beihilfen für 
gleichartige Investitionen in den Jahren 1985-1987 einverstanden erklärt. Die Klä­
gerin tritt den Beweis dafür durch Vorlage eines Vermerks des Bundesministeriums 
für Wirtschaft vom 7. April 1988 über ein Telefongespräch mit einem Beamten der 
Kommission an. Die Kommission habe somit 1988 entschieden, daß dieselben Bei­
hilfen wie die Beihilfen TWD I nicht zum Faser-, sondern zum Textilbereich ge­
hörten. 

100 Da die Rechtswidrigkeit der Beihilfen TWD I wegen Nichtanmeldung nur eine 
formale sei, stelle der Versuch, ihre Rückzahlung durchzusetzen, einen Ermessens­
mißbrauch dar, denn die Kommission habe Beihilfen unter diesen Umständen bis­
her niemals zurückgefordert. 

101 Die Klägerin könne sich auch jetzt noch auf die Rechtswidrigkeit der Entschei­
dung TWD I berufen, da Artikel 184 EWG-Vertrag analog anwendbar sei (vgl. ins­
besondere das Urteil des Gerichtshofes vom 6. März 1979 in der Rechtssache 
92/78, Simmenthal/Kommission, Slg. 1979, 777). Die Klägerin hätte zwar gegen die 
Entscheidung TWD I unmittelbar klagen können, doch sei ihr deren tatsächliche 
wirtschaftliche Bedeutung erst mit Kenntnis der Entscheidung TWD II bewußt 
geworden. 
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102 Die Beklagte macht geltend, die Entscheidung TWD I sei durch Ablauf der Klage­
frist des Artikels 173 des Vertrages am 1. November 1986 bestandskräftig gewor­
den. Da die Klägerin nicht rechtzeitig gegen die Entscheidung TWD I Klage einge­
reicht habe, sei ihr Vorbringen also unzulässig und unerheblich. Hilfsweise macht 
die Beklagte geltend, die Beihilfen TWD I seien nicht nur formal, sondern auch 
materiell rechtswidrig. Die Investitionen TWD I hätten nämlich die Produktions­
kapazität der Klägerin entgegen dem Beihilfekodex erweitert, während die Investi­
tionen TWD II und TWD III zusätzliche Absatzmöglichkeiten für Garne beträfen. 

Würdigung durch das Gericht 

103 Der Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 9. März 1994 (TWD Textilwerke Deg­
gendorf, a. a. O.) für Recht erkannt, daß die Klägerin sich vor dem nationalen 
Gericht nicht auf die Rechtswidrigkeit der Entscheidung TWD I berufen konnte, 
da sie gegen diese Entscheidung nicht rechtzeitig Klage nach Artikel 173 Absatz 2 
EWG-Vertrag erhoben hatte (s. o., Randnr. 11). Dies gilt auch für die vorliegende 
Rechtssache. Eine natürliche oder juristische Person kann nämlich die in 
Artikel 184 des Vertrages vorgesehene Einrede der Rechtswidrigkeit nicht erheben, 
wenn sie gemäß Artikel 173 Absatz 2 eine Klage hätte einreichen können, dies aber 
nicht innerhalb der dort vorgesehenen Frist getan hat (vgl. das Urteil Simmenthai/ 
Kommission, a. a. O., Randnr. 39). 

104 Folglich sind die Klagegründe, die auf die Rechtmäßigkeit der Beihilfen TWD I 
gestützt werden, jedenfalls zurückzuweisen. 
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105 Nach alledem sind die Klagen in ihrer Gesamtheit zurückzuweisen, ohne daß über 
die Zulässigkeit der in der Rechtssache T-244/93 erstmals in der Erwiderung gel­
tend gemachten Klagegründe entschieden zu werden braucht. 

Kosten 

106 Nach Artikel 87 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei auf Antrag 
zur Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Klägerin mit ihrem Vorbringen 
unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. Die Streithelferin hat gemäß Arti­
kel 87 § 4 der Verfahrensordnung ihre eigenen Kosten zu tragen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DAS GERICHT (Dritte erweiterte Kammer) 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Klagen werden abgewiesen. 

2) Die Klägerin trägt ihre eigenen Kosten und die Kosten der Beklagten. 

II - 2303 



URTEIL VOM 13. 9.1995 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN T-244/93 UND T-486/93 

3) Die Streithelferin trägt ihre eigenen Kosten. 

Biancarelli Schintgen Briet 

Garcia-Valdecasas Bellamy 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 13. September 1995. 

Der Kanzler 

H. Jung 

Der Präsident 

J. Biancarelli 
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